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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Ausschuss für internationalen Handel, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. stellt fest, dass die Abschaffung der Quoten in der Textil- und Bekleidungsindustrie 
weitreichende soziale Folgen hat, deren Leidtragende hauptsächlich bestimmte Regionen 
sind, in denen immer noch eine Mehrheit von Unternehmen und von Arbeitnehmern 
dieses Wirtschaftszweiges konzentriert sind, die in der Mehrheit Frauen mit niedrigem 
Bildungsstand, geringen Fähigkeiten und Qualifikationen sind;

2. stellt zudem fest, dass viele Unternehmen Handelserleichterungen mit Drittländern nutzen, 
um ihre arbeitsintensive Produktion ganz oder teilweise in Regionen zu verlagern, in 
denen bezüglich des Arbeitsschutzes, der Arbeitszeit, der Entlohnung, der sozialen 
Sicherheit und der Vertretung von Arbeitnehmern weitaus schlechtere Bedingungen 
herrschen als in der EU, und dass dies Einkäufern und Verbrauchern insbesondere bei 
Halbprodukten nicht transparent gemacht wird;

3. fordert die Kommission auf, zu überprüfen, ob die WTO-Verpflichtungen peinlich genau 
eingehalten und ständig überwacht werden, um Wirtschafts- und Sozialdumping in der EU 
zu unterbinden und, wie der Verband Euratex der Kommission am 9. März 2005 offiziell 
vorgeschlagen hat, angesichts der vorläufigen Zahlen über die Einfuhren seit dem 
1. Januar 2005 in gerechtfertigten Fällen unbedingt die Schutzmaßnahmen zu aktivieren; 
fordert sie ferner auf, die Einrichtung zuverlässiger Statistikdatenbanken fortzuführen;

4. merkt ergänzend dazu an, dass durch die stark steigende chinesische 
Textilexportentwicklung der Welttextilmarkt in kürzester Zeit von China kontrolliert 
werden wird, aber die Kernarbeitsnormen und Menschenrechte nicht eingehalten werden;

5. hält es für unverzichtbar, die sozialen, wirtschaftlichen und räumlichen Auswirkungen der 
völligen Liberalisierung, der Erweiterung, der bilateralen Abkommen und des 
Gegenseitigkeitsprinzips für den Sektor Textil und Bekleidung umfassend zu bewerten;

6. hält es für unbedingt notwendig, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten den Folgen 
der Abwanderung der Textil- und Bekleidungsindustrie, die innerhalb kürzester Zeit zu 
einer Halbierung der Anzahl der Beschäftigten führen könnte, durch besondere 
branchenspezifische flankierende Maßnahmen für Beschäftigung, Umstrukturierung und 
Wettbewerbsverbesserung vorbeugen muss; weist darauf hin, dass an den EU-Grenzen 
gegen die betreffenden Unternehmen zollrechtliche Sanktionen verhängt werden könnten;

7. unterstreicht, dass die Verordnung (EG) Nr. 138/2003 des Rates1 vom 21. Januar 2003 
bezüglich der Modalitäten und Bedingungen des Beitritts Chinas zur WTO eine bis zum 
31. Dezember 2008 anwendbare spezifische Schutzklausel für Textil- und 
Bekleidungseinfuhren eines WTO-Mitglieds aus China vorsieht, die auch für das 
Abkommen über Textilien und Bekleidung gilt und die auf Antrag eines Mitgliedstaates 

1 ABl. L 23 vom 28.1.2003, S. 1.
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oder auf eigene Initiative von der Kommission angewandt werden darf;

8. weist darauf hin, dass uneingeschränkter und effektiver internationaler Wettbewerb in 
diesem Sektor Druck auf den Arbeitsmarkt ausübt; fordert die Mitgliedstaaten auf, 
Berufsausbildung und lebenslange Bildungschancen über das Programm Leonardo da 
Vinci und den Europäischen Sozialfonds sowie durch breitgefächerte Programme zur 
Anpassung der Arbeitskräfte zu garantieren, um es den Arbeitnehmern zu ermöglichen, 
sich dem industriellen Wandel anzupassen;

9. unterstreicht, dass andere Länder mit einem erheblichen Gewicht im internationalen 
Textil- und Bekleidungshandel, wie beispielsweise die Türkei, bereits im Verein mit der 
WTO Schutzmaßnahmen eingeleitet haben, und dass andere, wie die USA, ihre Absicht 
erklärt haben, dies zu tun, weshalb es unbedingt notwendig ist, dass auch die EU ab sofort 
solche Maßnahmen einleitet;

10. betont, dass die Textil- und Bekleidungsindustrie der EU mit derzeit 2,6 Mio. 
Beschäftigten und einem Umsatz von 230 Mrd. Euro ständig mit 
Umstrukturierungsproblemen konfrontiert ist und gemeinsam von der Kommission und 
den Mitgliedstaaten unterstützt werden sollte, um ihre Wettbewerbsfähigkeit zu 
verbessern, und zwar durch Förderung des spezifischen EU-Mehrwerts, der z. B. in den 
Infrastrukturen für die Logistik, der geographischen Nähe zu den EU-Märkten, der 
raschen Erfüllung von Kundenwünschen, der Innovation in Mode und Design, der 
Produktqualität und der Rolle des Großhandels zum Ausdruck kommt;

11. hält es zur Gewährleistung der Wettbewerbsfähigkeit des Textilsektors der EU für 
überlebensnotwendig, Forschung und Innovation mit Hochdruck zu fördern, und zwar 
durch spezifische Anreize, die aus EU-Mitteln finanziert werden und mit denen 
Innovation und Fachwissen in diesem Sektor verstärkt in den Mittelpunkt gerückt werden 
sollen;

12. ist davon überzeugt, dass mehr Transparenz über alle Produktionsorte von Bekleidungs- 
und Textilprodukten und die dort geltenden Arbeitsnormen, zum Beispiel über einen 
„Codex-for-working-standards“ und einen „Fair-Trade-Codex“, mithelfen kann, die 
Kaufentscheidung von Einkäufern und Verbrauchern zu beeinflussen; fordert, dass in 
solch einen Kodex alle Lizenzproduktionen einbezogen werden müssen, und fordert in 
dem Zusammenhang die Kommission auf, eine Initiative zur Entwicklung eines solchen 
Kodex zu ergreifen, in dem die ILO-Normen und die Vertretung von Arbeitnehmern zu 
den Mindestbedingungen bei Produktionen, Teilproduktionen und Lizenzproduktionen in 
Drittstaaten gehören;

13. betont, wie wichtig für die in der Textil- und Bekleidungsindustrie vorherrschenden KMU 
ein positives unternehmerisches Umfeld ist, das für stabile Verhältnisse sorgt, Anreize für 
Unternehmensstrategien und Investitionen bietet und den Zugang von KMU zu 
Innovationen stetig unterstützt und verbessert;

14. erkennt die Bedeutung des sozialen Dialogs bei der Durchführung wirtschaftlicher und 
sozialer Reformen an, die notwendig sind, um auf die Liberalisierung der Märkte und die 
Herausforderungen der Modernisierung zu reagieren;
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15. schlägt vor, dass die Kommission prüft, ob es möglich ist, die künftige Reserve für 
unvorhergesehene lokale und sektorbezogene Krisen im Zusammenhang mit der 
wirtschaftlichen und sozialen Umstrukturierung gemäß Artikel 491 der neuen 
Strukturfondsverordnung anzuwenden, um zur Entwicklung des wirtschaftlichen, sozialen 
und regionalen Zusammenhalts beitragen, und dass vorab eine Liste der sogenannten 
sensiblen Regionen erstellt wird, damit diese Mittel effizienter und rascher in Anspruch 
genommen werden können;

16. fordert die Kommission auf, über die Einführung einer „Ethiksteuer“ nachzudenken, die 
sich auf die Achtung der Menschenwürde bei den Arbeitsbedingungen stützt und so die 
wirksame Bekämpfung aller Formen der modernen Sklaverei, der Kinderarbeit und der 
Ausbeutung ermöglicht; ist der Auffassung, dass diese Steuer in einen 
Entwicklungshilfefonds einfließen könnte und so auf Dauer zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen weltweit beitragen könnte;

17. fordert die Kommission, die Hochrangige Gruppe und die Mitgliedstaaten auf, die 
bestehenden Meinungsverschiedenheiten beizulegen und konkrete Initiativen für die 
Einführung der Angabe des Ursprungslands des Produkts und/oder einer „Made in ...“-
Kennzeichnung zu prüfen, um die bessere Rückverfolgbarkeit des Produkts sowie einen 
umfassenden Schutz der Verbraucher zu gewährleisten.

1 KOM(2004)0492. Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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